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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsciusschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. h. c. Dr. e. h. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
284. Sitzung am 11. Juni 1965 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 26. Mai 1965 verabschiedeten 


Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
entschädigungsgesetzes (BEG-Schlußgesetz) 
— Drucksachen IV/ 1550, 11/3423 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Diederichs 

Vizepräsident 


Bonn, den 11. Juni 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 26. Mai 1965 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Diederichs 

Vizepräsident 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Zweiten Gesetz zur Änderung des 
Bundesentschädigungsgesetzes 
(BEG-Schlußgesetz) 


Artikel V Nr. 5 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen; 

„(1) Die nach diesem Artikel zu leistenden Ent- 
schädigungsaufwendungen werden vom Bund getra- 
gen." 

Begründung 

Die Bindung der Leistungen nach dem derzeitigen 
Rechtszustand an gewisse Wohnsitz- und Stichtags- 
voraussetzungen entspricht sowohl den vertrag- 
lichen Vereinbarungen im Israel-Abkommen als 
auch den Abmachungen mit den Siegermächten im 


überleitungsvertrag zum Deutschland-Vertrag. Die 
jetzt vorgesehene Errichtung eines Sonderfonds be- 
ruht ausschließlich auf außenpolitischen Erwägun- 
gen der Bundesregierung. Sie geht — ebenso wie 
die mit 10 europäischen Staaten und mit Israel ge- 
schlossenen gesonderten Wiedergutmachungsver- 
träge — über den Rahmen des allgemeinen Entschä- 
digungsprogramms der Bundesrepublik hinaus. Eine 
Verpflichtung der Länder, sich an den Lasten des 
Fonds zu beteiligen, besteht deshalb ebensowenig, 
wie sich die Länder an den Kosten der übrigen Wie- 
dergutmachungsverträge beteiligt haben. 
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